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1. Voraussetzungen

Über Strategien zur erfolgreichen Integration 
junger Menschen mit Migrationshintergrund 
zu sprechen, setzt eine Vorstellung über „er-
folgreiche Integration“ voraus. Man benötigt 
also eine operationalisierbare Definition von 
Integration und von Erfolg. Im Kern kann 
man über Strategien erfolgreicher Integrati-
on nur dann kompetent sprechen, wenn (un-
terschiedliche) Strategien auf ihre Wirkungen 
hin empirisch überprüft worden sind und sich 
herausgestellt hat, dass bestimmte Strategien 
tatsächlich wirksam sind. Von diesen Voraus-
setzungen sind wir noch recht weit entfernt. 
Aber dennoch lassen sich einige vorläufige 
Aussagen treffen.

In den hier vor allem in Rede stehenden kom-
munalen Konzepten dominiert ein pragma-
tisch-pluralistischer Integrationsbegriff, der mit 
Begriffen der Teilhabe und Teilnahme operiert 
(vgl. Hinrichs 2003, Hoffmann-Nowotny 2000). 
Unter Integration wird die gleichberechtigte 
Teilhabe an den ökonomischen, ökologischen, 
sozialen und kulturellen Ressourcen der Ge-
sellschaft und die Teilnahme in allen Lebensbe-
reichen verstanden.� Teilhabe und Teilnahme 
sind zunächst streng auseinander zu halten. 
Teilhabe wird ermöglicht durch Rechte, durch 
Einbezug in die Funktionssysteme der Gesell-
schaft. Der Blick ist demnach auf Zugänge und 
strukturelle Zugangsbarrieren zu richten. Teil-
habe ist jedoch nur möglich über handlungs-
fähige Subjekte. Der Blick ist demnach auf die 
Motivationen, Aspirationen, Werthaltungen 
und vor allem auf die Kompetenzen zu richten. 
Teilhabe hat demnach eine doppelte Voraus-
setzung: Teilhabechancen und Teilnahmefähig-
keiten. 

An Definitionen, die die systematische, auf 
Dauer angelegte Beobachtung von Integrati-
onsprozessen, also ein Integrationsmonito-
ring erlaubt, wird gegenwärtig an verschie-
denen Stellen gearbeitet (vgl. Bartelheimer 

�)  Dieses Integrationsverständnis wird auch von der 
Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsver-
einfachung (KGSt) geteilt. Unter Integration versteht der 
KGSt-Bericht „die Eingliederung (neuer) Bevölkerungs-
gruppen in bestehende Sozialstrukturen einer Aufnahme
gesellschaft und die Art und Weise, wie diese (neuen) 
Bevölkerungsgruppen mit dem bestehenden System wirt
schaftlicher, sozialer, rechtlicher, kultureller und politischer 
Beziehungen verknüpft werden. Integration verfolgt das 
Ziel einer gleich berechtigten Teilhabe aller Bevölkerungs-
gruppen am gesellschaftlichen Geschehen in all seinen 
Facetten“ (KGSt 2005, S. 13). 

2005).� Ein solches Integrationsmonitoring ist 
in dem letzten Bericht des Zuwanderungsrats 
ausdrücklich gefordert worden. Die neuerdings 
zu beobachtenden Initiativen zu einer Integra-
tionsberichterstattung sind der Erkenntnis 
geschuldet, dass das empirische Wissen über 
Integrationsprozesse und Integrationsergeb-
nisse knapp ist, vor allem das Wissen über die 
Wirkungen von Politiken, Programmen und 
Maßnahmen, sieht man einmal von partiku-
laren Begleitforschungsergebnissen ab. Jede 
Wirkungsmessung bedarf geeigneter Indika-
toren, die im wissenschaftlichen, fachlichen 
und politischen Diskurs ausgehandelt werden 
müssen, wenn deren Ergebnisse als Grundlage 
für praktische integrationspolitische Entschei-
dungen dienen sollen.� Künftig zählt auch in 
der Integrationsarbeit weniger der Input bzw. 
der Output, d.h. das, was Einrichtungen und 
Projekte an Ressourcen erhalten und damit 
auf den Weg bringen, sondern vor allem der 
Outcome bzw. der Impact, d.h. das, was für 
die Zielgruppen erreicht wird, denn die Wir-
kungen bzw. die Wirksamkeit sind von Interes-
se. In Worten des Qualitätsdiskurses ist nicht 
die Struktur- und die Prozessqualität alleine 
entscheidend, sondern die Ergebnisqualität. 
Jede/r kundige Beobachter/in wird einräumen, 
dass ein solcher Perspektivwechsel dringend 
notwendig ist, auch wenn vor überzogenen 
Erwartungen zu warnen ist. Das Wissen über 
das Integrationsgeschehen ist zwar knapp, 
aber in vielen Bereichen ist das Wissen über 
Handlungsnotwendigkeit seit längerer Zeit 
vorhanden. Es besteht nämlich nicht nur ein 
Wissensdefizit, sondern auch ein Politikdefizit.

2. Strategien erfolgreicher Integration

Vergewissern wir uns zunächst der Tatsache, 
dass erst in den neunziger Jahren die Erkennt-
nis gewachsen ist, dass es integrierter Hand-
lungskonzepte auf der kommunalen Ebene 
bedarf. Ende der neunziger Jahren entstehen 
die ersten „Gesamtkonzepte“, die den Namen 
wirklich verdienen (vgl. Filsinger 2002a). In-
zwischen sind also nur relativ wenige Jahre 
vergangen, so dass empirisch nachprüfbare 
Erfolge kommunaler Integrationspolitiken 

�)  U.a. befasst sich eine Arbeitsgruppe der KGSt (Innova-
tionszirkel Integrationsarbeit) unter Vorsitz von Dr. Alfred 
Reichwein mit dem Konzept eines kommunalen Integrati-
onsmonitoring.
�)  Vgl. dazu die Arbeiten der Stadt Wiesbaden zu einem 
Monitoring-System zur Ausländerintegration (Stadt Wies-
baden 2004).

Prof. Dr. Dieter Filsinger, Katholische Hochschule für Soziale Arbeit, Saarbrücken

Strategien zur erfolgreichen Integration junger Menschen 
mit Migrationshintergrund



E&C-Fachforum: „Integration junger Menschen mit Migrationshintergrund – Sozialer Zusammenhalt durch interkulturelle Strategien  
und integrierte Ansätze in benachteiligten Stadtteilen“ vom 26. und 27. Juni 2006

16

nicht zu erwarten sind, was aber nicht bedeu-
tet, dass nicht Erfolge in einzelnen Handlungs-
feldern erzielt worden sind. Es ist an dieser 
Stelle allerdings auch darauf zu insistieren, 
dass die Integration von jungen Migrantinnen 
und Migranten in die Kerninstitutionen der Ge-
sellschaft durch kommunale Politik nur einge-
schränkt zu bewerkstelligen ist. Im Rahmen des 
Wettbewerbs „Erfolgreiche Integration ist kein 
Zufall“, veranstaltet vom Bundesinnenministe-
rium und der Bertelsmann Stiftung, konnten 
Kommunen solche Teilerfolge nachvollzieh-
bar belegen. Was mittlerweile vorliegt, ist ein 
erfahrungsgesättigter Wissensbestand über 
die Voraussetzungen und die Prozessgestal-
tung von kommunalen Integrationspolitiken, 
man könnte sagen, über die Struktur- und 
Prozessqualität kommunaler Integrationspoli-
tik und Integrationsarbeit. Dazu gehören ins-
besondere folgende Aspekte:� Integration als 
Querschnittsaufgabe; strategische Steuerung, 
Monitoring, Evaluation und Controlling; Förde-
rung von Partizipation und bürgerschaftliches 
Engagement, einschließlich der Einbeziehung 
von Migrantenselbstorganisationen; Aufbau 
kommunaler Netzwerke zur Unterstützung 
von Integrationsprozessen; Sozialraumbezug; 
interkulturelle Öffnung von Verwaltung und 
Institutionen (vgl. Filsinger 2002b).

Neuere Befunde der Migrations- und Integra-
tionsforschung sprechen vor allem dafür, die 
(Bildungs-)Biographien der jungen Migranten/
innen sowie Geschlechter- und Generationen-
verhältnisse (stärker als bisher) zu berücksich-
tigen (vgl. etwa Apitzsch 1999), Maßnahmen 
für junge Menschen gezielt nach Gemeinsam-
keiten in der sozialen Lage zu konzipieren, 
Strukturfragen in den Mittelpunkt zu stellen 
(vgl. Hoffmann-Nowotny 2000), aber kulturelle 
Fragen nicht zu vernachlässigen und einen be-
wussten und sorgfältigen Umgang mit Diffe-
renz im Sinne einer reflexiven Interkulturalität 
zu pflegen (vgl. Hamburger 2000).

In den angesprochenen Handlungsempfeh-
lungen sind auch die Schwerpunkte benannt, 
auf die sich die Integrationsarbeit konzentrie-
ren sollte: Bildung (insbesondere Sprachver-
mittlung) und Qualifizierung, Beschäftigung, 
Wohnen und Sozialraumentwicklung, interkul-
turelle Öffnung der Regelinstitutionen.

Was jetzt ansteht, ist die längerfristige Im-
plementation dieser Konzepte und Hand-

�)  Bezug genommen wird hier auf die „10 Handlungs-
empfehlungen für eine interkulturelle Stadtpolitik“ im 
Rahmen des Programms „Cities of Tomorrow“ (2001; vgl. 
Pröhl/Hartmann 2002, Hartmann/Pröhl 2003), die „Zehn 
Handlungsempfehlungen für eine erfolgreiche kommunale 
Integrationspolitik“ der Bertelsmann Stiftung (2005; vgl. 
Bertelsmann Stiftung/Bundesministerium des Innern 2005) 
und die „Erfolgsfaktoren für das kommunale Integrations-
management („Wirkungsmodell“) (2005; vgl. KGSt 2005).

lungsansätze. Genauere Aussagen über deren 
Realisierung und deren Wirkungen wird man 
erst in einigen Jahren auf der Grundlage einer 
Dauerbeobachtung und einer systematischen 
Evaluation treffen können. Nach den Beobach-
tungen im Rahmen des Wettbewerbs „Erfolg-
reiche Integration ist kein Zufall“ lässt sich 
jedoch bereits jetzt feststellen, dass in vielen 
Städten konzeptionelle und vor allem institu-
tionelle Vorkehrungen getroffen worden sind 
(insbesondere parteiübergreifend beschlos-
sene Grundsätze und Konzepte, mit Einfluss 
und Kompetenz ausgestattete Organisations-
einheiten zur Realisierung der Querschnitts-
aufgabe Integration, z. T. eigene Budgets), die 
Entschlossenheit und Nachhaltigkeit verspre-
chen. 

Entscheidend ist aber der Perspektiven-
wechsel, der insgesamt – wenn lokal auch 
unterschiedlich stark ausgeprägt – erkennbar 
ist. Dieser ist in dem Potentialansatz zu sehen, 
der junge Migrantinnen und Migranten auch 
als ökonomische Ressource begreift, in der 
positiven Bewertung von kultureller Vielfalt, in 
einem offenen, pragmatischen aber auch streit-
baren Umgang mit Migrantenorganisationen, 
um nur die wichtigsten Punkte zu nennen. 

Zwei Aspekte sollen im Rahmen dieses Bei-
trags etwas genauer bearbeitet werden: das 
Sozialraumkonzept und die Bedeutung von 
Migrantencommunities bzw. von Migranten-
organisationen.

3. Integrierte Strategien der Sozialraument­
wicklung

Sozialraumentwicklung kann mittlerweile als 
zentrales Element kommunaler Integrationspo-
litiken betrachtet werden, die sowohl die Teil-
habechancen der alteingesessenen als auch die 
der zugewanderten Bevölkerung im Blick ha-
ben. Der Begriff des Sozialraums� hat eine nor-
mative Dimension, d.h. es existieren zumeist 
implizite Vorstellungen davon, welche sozial-
räumlichen Gegebenheiten als wünschenswert 
zu erachten sind, z. B. eine nach Schichten und 
Milieus gemischte Bevölkerung, Funktionsmi-
schungen und vor allem die Vermeidung von 
Segregation. In einer analytischen Perspektive 
ist der Sozialraum zunächst Raum der materiel-
len und soziokulturellen Reproduktion; bei den 
Bevölkerungsgruppen, die hier in Rede stehen, 
der vorrangige oder häufig auch alleinige Le-
bensraum. Betrachten wir den sozialen Raum 
als Kommunikations- und Interaktionsraum, 
dann geraten die Netzwerke in den Blick, die 
sozialen Netze, aber auch die institutionellen 

�)  Zum Begriff und zur Konzeptionalisierung sowie zu 
Methoden der Sozialraumanalyse vgl. Kessl u.a. 2005, 
Riege/Schubert 2005.
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Netzwerke, allgemeiner formuliert die Interak-
tionsverhältnisse.� Diese Interaktionsverhält-
nisse stellen sich lokal sehr unterschiedlich dar. 
Zumeist zeigt sich das Bild einer Mischung aus 
friedlichem Nebeneinander, einem Miteinan-
der, aber auch einem Gegeneinander. Sozial-
verhältnisse guter Nachbarschaft dürften eher 
die Ausnahme sein, was aber alles andere als 
problematisch ist (vgl. Filsinger 2005). 

Der Soziale Raum ist nämlich immer ein so-
ziales Kräftefeld, wie es Bourdieu (1983, 1985) 
nennt, ein Macht- und Entscheidungsraum, in 
dem es Kämpfe um die Verteilung von Lebens-
möglichkeiten gibt. Integration und Segregati-
on, Einschließung (Inklusion) und Ausschluss 
(Exklusion) sind als soziale Tatsachen zu wer-
ten, deren Gestalt und Prozessstruktur jeweils 
genauer zu studieren sind, um die sozialen In-
teraktionsverhältnisse bewerten und Interven-
tionen konzeptualisieren zu können, die dann 
notwendig sind, wenn die Selbststeuerungsfä-
higkeit des Gemeinwesens nicht mehr hinrei-
chend gegeben ist. Schließlich ist der soziale 
Raum als ein Ensemble von Kompetenzen und 
ein Reservoir von Ressourcen zu analysieren 
(vgl. Schumann 1994, 1995).

Der gegenwärtige Forschungsstand lässt 
sich in etwa so zusammenfassen: Segregation 
von (ethnischen) Gruppen ist per se noch nicht 
problematisch, sofern sie die Bildung und Pfle-
ge sozialer Netze erleichtert bzw. fördert und 
genügend Austauschbeziehungen vorhanden 
sind, die Anschlüsse erlauben (vgl. Leggewie 
2000). Schließlich sind solche Netze Ressour-
cen zur Lebensbewältigung, soziales Kapital, 
wie es Bourdieu (1983) nennt. Allerdings ist es 
Aufgabe der Stadtpolitik, erzwungene Segre-
gation offensiv zu bekämpfen, aber auch Mobi-
lität insbesondere bei der jüngeren Generation 
zu ermöglichen bzw. durch entsprechende An-
reize dazu zu ermuntern. 

Welche Ansätze bzw. Konzepte erscheinen 
nun Erfolg versprechend? Wenn Desegrega-
tionspolitiken entweder nur eingeschränkt 
begründbar oder aber im Rückblick kaum 
erfolgreich waren, bleibt nur der Ansatz ei-
ner ökonomischen und sozialen Stützung 
benachteiligter Stadtteile und Quartiere mit 
dem Ziel, zumindest negative Verlaufskurven 
abzuwenden und die sozialen Verhältnisse zu 
stabilisieren, wenn möglich aber auch neue 
Teilhabeperspektiven zu eröffnen (vgl. Krum-
macher/Waltz 1999, Filsinger 2005).

Sozialraumbezug, sozialräumliches Arbei-
ten gelten als zentrale Prinzipien in der kom-
munalen Sozialpolitik, in der Sozialen Arbeit 
und in der Kinder- und Jugendhilfe. Der ge-
radezu inflationäre Gebrauch dieser Begriffe 

�)  Zu den Dimensionen der Sozialraumanalyse, auf die 
hier Bezug genommen wird vgl. Schumann 1994, 1995.

steht allerdings in diametralem Verhältnis 
zur Realisierung dieses anspruchsvollen und 
voraussetzungsvollen Konzepts. Sozialraum-
entwicklung verlangt zuförderst ein längerfri-
stiges, integriertes Entwicklungskonzept und 
eine längerfristige Entwicklungsstrategie auf 
der Grundlage einer empirischen Analyse der 
lokalen Gegebenheiten. In diesem Zusammen-
hang kommt den Stabsstellen bzw. Fachstellen 
für Integrationsaufgaben auf der kommunalen 
Ebene – wie immer sie im einzelnen heißen 
– eine zentrale Rolle zu. Eine solche Sozial-
raumanalyse hat insbesondere die Aufgabe, 
Zonen, Orte und Potentiale der Teilhabe, der 
Gefährdung und der Ausgrenzung genau zu 
identifizieren (vgl. Bartelheimer 2004). 

Ein solches Entwicklungskonzept und die 
dazugehörige Strategie zu entwerfen, ist eine 
gesamtstädtische Aufgabe, die aber nur unter 
Beteiligung der lokalen Akteure erfolgreich 
bewältigt werden kann (vgl. Schweitzer 2001). 
Dafür können folgende Kriterien als richtungs-
weisend betrachtet werden: 
1.	 Beteiligung der Zielgruppen, schon vor Pro-

jektbeginn,
2.	 Flexibilität/Supervision, d.h. die Weiter-

entwicklung erfolgt auf der Grundlage von 
Zwischenergebnissen (wissenschaftliche 
Begleitung, Feedback der beteiligten Be-
wohner/innen),

3.	 Einbeziehung der lokalen Ressourcen, 
4.	 Ganzheitlichkeit, d.h. Berücksichtigung 

möglichst vieler Handlungsebenen wie 
Wohnen, Bildung, Gesundheit sowie

5.	 Kommunikation und Vernetzung durch 
gezielten interkulturellen Austausch (vgl. 
Schader Stiftung 2005). 

Wenn ein Entwicklungskonzept wirklich inte-
griert sein soll, muss es vor allem die kom-
munalen Institutionen verbindlich einbinden. 
Nichts anderes meint die These von der Quer-
schnittsaufgabe, die insbesondere von den 
speziell mit Integrationsaufgaben betrauten 
Organisationseinheiten – gleich wie sie im ein-
zelnen heißen und strukturiert sind – einzufor-
dern und auf den Weg zu bringen ist. 

Integrierte Konzepte und Strategien haben 
sowohl die ökonomische als auch die kulturelle 
und soziale Entwicklung des Stadtteils bzw. des 
Quartiers im Blick. Wir sehen mittlerweile ge-
nauer, dass jede sozialräumliche Entwicklungs-
strategie eine Strategie des Aufstiegs durch 
Bildung sein muss, die sowohl die schulischen 
und beruflichen Abschlüsse als auch die Kom-
petenzen der jungen Menschen im Blick hat. 
Man braucht vor allem eine Bildungsstrategie. 
Es genügt nicht, einen Sprachkurs nach dem 
anderen und Hausaufgabenhilfen durch ver-
schiedene Träger anzubieten, wenn die ver-
schiedenen Initiativen und Angebote nicht in 
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ein übergreifendes Konzept eingebunden sind. 
Der jüngste Kinder- und Jugendbericht (vgl. 
BMFSFJ 2005) bietet genügend Anregungs-
potential für eine sozialräumliche Bildungs-
strategie, in dem er zwischen Bildungsorten 
und Lernwelten, zwischen formaler, non-for-
maler und informeller Bildung unterscheidet 
und eine wesentlich bessere Verknüpfung an-
mahnt. Schließlich regt der Bericht an, Bildung 
weniger oder zumindest nicht ausschließlich 
aus der Perspektive der Institutionen zu be-
trachten, sondern verstärkt die Bildungsbi-
ographien und die Bildungsbedingungen in 
den Blick zu nehmen, als Voraussetzung, um 
auch Benachteiligten Chancen auf eine indi-
vidualisierende Bildung zu eröffnen. Dies be-
deutet, dass es vor allem darum gehen muss, 
die Bildungsinfrastruktur in benachteiligten 
Stadtteilen und Quartieren zu qualifizieren. Das 
heißt im Kern, dass die unterschiedlichen Ak-
teure im Bildungsgeschehen – gleich auf wel-
cher Ebene sie agieren – in eine gemeinsame 
Strategie eingebunden werden müssen, die 
gezielt auf Aufstieg ausgerichtet ist und von 
einem breiten Kompetenzansatz ausgeht. Die 
Bildungspotentiale in den Familien, in der au-
ßerschulischen Jugendarbeit, der Kinder- und 
Jugendhilfe sind dabei ebenso verstärkt in den 
Blick zu nehmen, wie die Handlungsspielräu-
me der städtischen Schulträgerschaft, wenn es 
etwa um die Regulierung des Zugangs zu den 
Grundschulen geht.

Jedes Entwicklungskonzept muss die Frage 
nach den Akteuren, den Strukturen und Res-
sourcen beantworten, denn nicht zuletzt an der 
Qualität der Akteursnetzwerke, der Kommuni-
kations-, Arbeits-, und Entscheidungsstruk-
turen und der Budgetierung entscheidet sich 
die Erfolgswahrscheinlichkeit eines solchen 
Konzepts.

Im Hinblick auf Akteursnetzwerke erscheint 
die Unterscheidung zwischen „bonding“-Netz-
werken (verbindende, grenzerhaltende, homo-
gene Netzwerke) und „bridging-Netzwerken“ 
(überbrückende, grenzenüberschreitende, he-
terogene Netzwerke) hilfreich (vgl. Geißel/Kern 
2004). In der Geschichte der Ausländer- bzw. 
Migrationsarbeit in Deutschland dominieren 
„bonding-Netzwerke“. Wenn integrierende An-
sätze eine Chance erhalten sollen, dann wird 
es vor allem um die Herstellung von „brid-
ging-Netzwerken“ mit dem Ziel des (interkul-
turellen) Kompetenztransfers gehen müssen: 
zwischen Jugendhilfe und Schule, zwischen 
Arbeitsagenturen/Arbeitsgemeinschaften und 
Migrationsdiensten, um nur einige wichtige 
Akteure zu nennen. Die Institution des Quar-
tiersmanagements könnte hierbei ein Motor 
sein (vgl. Filsinger 2005). 

4. Migranten-Communities und Migranten­
selbstorganisationen

Bereits 1982 hat der inzwischen verstorbene 
Ethnologe Georg Elwert einen Aufsatz publi-
ziert, in dem er die These von der „Integration 
durch Binnenintegration“ diskutiert hat (vgl. 
Elwert 1982). Er kommt dabei zu dem Schluss, 
dass insbesondere für Neuzugewanderte nicht 
nur hierzulande die Community und ihre Or-
ganisationen eine zentrale, kaum ersetzbare 
Unterstützungsquelle auf dem Weg zur Ein-
gliederung in die Aufnahmegesellschaft dar-
stellen, insbesondere dann, wenn die sprach-
lichen Voraussetzungen zur Kommunikation 
mit den Institutionen unzureichend sind. Für 
Elwert leisten Communities aber nur dann 
einen Beitrag zur Integration, wenn sie nicht 
geschlossen sind, sondern Austauschbezie-
hungen zu Mitgliedern und Institutionen der 
Aufnahmegesellschaft unterhalten. Die neue 
Forschung zu den „ethnic communities“ und 
Migrantenselbstorganisationen kommt zu kei-
nen einheitlichen Befunden. Die Forschungs-
lage lässt keine abschließende Klärung der 
Frage zu, ob Vereinigungen, die auf ethnischer 
Zugehörigkeit beruhen, „fragmentierte Paral-
lelgesellschaften“ begünstigen oder „Brücken 
zur Integration“ darstellen (vgl. Geißel/Kern 
2004). Fijalkowski/Gillmeister (1997) kommen 
zu dem Ergebnis, dass diese auf das Ganze 
gesehen „Brücken zur Integration“ darstellen. 
Andere Autoren weisen daraufhin, dass die in-
tegrativen Effekte von der ethnischen Zusam-
mensetzung der jeweiligen Assoziationen, vom 
lokalen Kontext und von den jeweiligen Füh-
rungspersonen abhängen, generalisierende 
Aussagen also nicht möglich sind. In ihren Stu-
dien haben sie Assoziationen vorgefunden, die 
eher das soziale „bridging“ (das Verbindende) 
zur Mehrheitsgesellschaft betonen, aber auch 
solche, bei denen sowohl „bridging“- als auch 
„bonding“- (grenzerhaltende) Positionen ver-
treten werden (vgl. Klein u.a. 2004).� In jedem 
Falle erscheint es aber ratsam, den Beitrag 
von Migrantenorganisationen für das soziale 
und gesellschaftliche Zusammenleben ange-
messen wahrzunehmen und die vorfindbaren 
Integrationspotentiale zu nutzen. Das Integra-
tionspotential lässt sich also nur fallspezifisch, 
d.h. lokal genauer bestimmen. Dies ist auch die 
Position der Integrationsverantwortlichen in 
den Städten. Sie sehen in einer pragmatischen 
Perspektive keine Alternative zur Zusammen-
arbeit mit Migrantenorganisationen, da diese 
wechselseitig Zugänge eröffnet, „bridging“-
Netze und Verantwortungsübernahme begün-

�)  Teil 3 des Sammelbandes enthält Beiträge zum Thema 
„Ethnische Gemeinschaften: Brücken zur Integration oder 
Parallelgesellschaften?“ (Autoren: Fijalkowski, Rauer, Diehl 
und Berger/Galonska/Koopmans).
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stigt und dafür Sorge trägt, dass Vertrauen 
wächst (vgl. auch Regiestelle E&C 2005). Die 
Zusammenarbeit, die nicht identisch ist mit 
einer kommunalen Förderung, ist durchaus 
streitbar; man könnte von einer „konfliktuellen 
Kooperation“ sprechen, in der Kontroversen 
nicht ausgespart bleiben und auch Grenzzie-
hungen vorgenommen werden. Im Übrigen 
spricht die Forschung für eine nüchternde 
und differenzierte Bewertung des „commu-
nity building“, vor allem wenn man sich der 
unaufhebbaren Dialektik von gegenseitiger 
Abgrenzung und Integration vergewissert (vgl. 
Häußermann/Oswald 1996; Leggewie 2000). 
Folgt man diesem Argument, dann bedarf es 
zweierlei: Zum einen bedarf es für alle Grup-
pen in einem Gemeinwesen, d.h. auch und 
vor allem für die Zugewanderten Bewegungs-
spielräume und Rückzugsmöglichkeiten, Orte 
des Übergangs, d.h. auch der „unvollständigen 
Integration“ (Bahrdt). Zum anderen bedarf es 
aber gleichzeitig öffentlicher Räume zwischen 
Gruppen und Kulturen, auch zwischen den Ge-
nerationen, in denen Kontakt, Austausch und 
Arrangements zustande kommen können (vgl. 
Häußermann 1995). Was es braucht, sind also 
entsprechende Gelegenheitsstrukturen, die 
wohl vielerorts erst noch zu entwickeln sind. 

In modernen Gesellschaften ist eine „indi-
viduelle Integration“ gefordert. Die in einer 
Stadt lebenden Menschen, Zugewanderte 
wie Alteingesessene sind demnach als Indi-
viduen zu betrachten und nicht in erster Linie 
als Angehörige von ethnisch definierten Kol-
lektiven, was aber nicht im Widerspruch dazu 
steht, die Ressourcen von Communities und 
Migrantenselbstorganisationen für die Zuge-
wanderten und ihre Kinder, aber auch deren 
Potentiale für das soziale und gesellschaftliche 
Zusammenleben in einer Stadt aufmerksam 
wahrzunehmen und zu nutzen (vgl. Krumma-
cher/Waltz 1999, Schweitzer 2001).

5. Ausblick

Auf der Grundlage von Forschung und reflek-
tierten lokalen Erfahrungen, von Good Practice-
Beispielen und in Kenntnis von europäisch und 
international vergleichenden Studien sind wir 
heute in der Lage, wissensbasierte Konzepte, 
Strategien und Methoden zur Integration von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund, aber 
auch von Jugendlichen aus alteingessenen 
benachteiligten Familien zu entwickeln und zu 
implementieren. Das lokale Problemlösungs-
potential ist in den letzten Jahren beachtlich 
gewachsen. Lokale Konzepte und Strategien 
bedürfen aber zwingend eine der Aufgabe 
entgegenkommende günstigere ökonomische 
Entwicklung und eine entgegenkommende 

staatliche (Sozial-)Politik. Soziale Mobilität und 
Leistungswille von jungen Migrantinnen und 
Migranten müssen durch den Abbau struktu-
reller Schranken unterstützt werden. Erforder-
lich ist vor allem eine Politik, die den Ungleich-
heitstendenzen im Bildungssystem, auf dem 
Ausbildung-, Arbeits- und Wohnungsmarkt 
entgegenwirkt, also eine Sozialpolitik im um-
fassenden Sinne, die letztlich auch die Teilha-
bechancen der (benachteiligten) einheimischen 
Bevölkerungsgruppen verbessert, zumindest 
aber den sozialen Abstieg vermeidet (vgl. Hoff-
mann-Nowotny 2000). Zentrale Strukturfragen 
der Gesellschaft stehen also weiterhin zur Be-
arbeitung an. 

Kontakt:
Prof. Dr. Dieter Filsinger
Katholische Hochschule für Soziale Arbeit 
Saarbrücken
Rastpfuhl 12a
66113 Saarbrücken
filsinger@khsa.de
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